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325. Bundesgesetz: Preisregelungsgesetznovelle 1965
3 3 6 . Bundesgesetz: Verlängerung der Geltungsdauer des Lebensmittelbewirtschaftungsgesetzes 1952
3 2 7 . Bundesgesetz: 8. Marktordnungsgesetz-Novelle
3 2 8 . Bundesgesetz: Neuerliche Verlängerung der Geltungsdauer des Lastverteilungsgesetzes 1952
3 2 9 . Bundesgesetz: Verlängerung der Geltungsdauer des Preistreibereigesetzes 1959
330. Bundesgesetz: Bedeckung des Abganges des Milchwirtschaftsfonds im Geschäftsjahr 1966
3 3 1 . Bundesgesetz: Abänderung des Rohstofflenkungsgesetzes 1951
3 3 2 . Bundesgesetz: Außenhandelsgesetznovelle 1965
3 3 3 . Verordnung: Rundfunkverordnung

3 2 5 . Bundesgesetz vom 17. November
1965, mit dem das Preisregelungsgesetz 1957
abgeändert wird (Preisregelungsgesetznovelle

1965)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Preisregelungsgesetz 1957, BGBl. Nr. 151,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 103/1962 und BGBl. Nr. 77/1963, wird ab-
geändert wie folgt:

1. (Verfassungsbestimmung.) § 1 hat zu
lauten:

„§ 1. (Verfassungsbestimmung.) Die Erlassung
und Aufhebung von Vorschriften, wie sie im
Preisregelungsgesetz 1957, BGBl. Nr. 151, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 103/1962
und BGBl. Nr. 77/1963 und des vorliegenden
Bundesgesetzes enthalten sind, sowie die Voll-
ziehung dieser Vorschriften sind für die Zeit
vom Wirksamkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes
bis 31. Dezember 1966 auch in den Belangen
Bundessache, hinsichtlich derer vom 1. Jänner
1956 an die bis dahin bestandenen verfassungs-
gesetzlichen Grundlagen (Artikel 10 Abs. 1 Z. 15
des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung
von 1929) nicht mehr gegeben sind."

2. § 10 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Dieses Bundesgesetz tritt am 31. Dezem-
ber 1966 außer Kraft."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner 1966
in Kraft.

(2) Die Zuständigkeit zur Vollziehung dieses
Bundesgesetzes richtet sich nach § 10 Abs. 3 des
Preisregelungsgesetzes 1957 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 77/1963.

Jonas
Pittermann Czettel Broda

Piffl Proksch Schmitz Schleinzer
Bock Probst Prader Kreisky

3 2 6 . Bundesgesetz vom 17. November
1965, mit dem die Geltungsdauer des Lebens-
mittelbewirtschaftungsgesetzes 1952 verlän-

gert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

(Verfassungsbestimmung)

Die Erlassung und Aufhebung von Vorschrif-
ten, wie sie im Lebensmittelbewirtschaftungs-
gesetz 1952, BGBl. Nr. 183, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 250/1956 und BGBl.
Nr. 78/1963 und des Artikels II des vorliegenden
Bundesgesetzes enthalten sind, sowie die Voll-
ziehung dieser Vorschriften sind für die Zeit
vom Wirksamkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes
bis zum 31. Dezember 1966 auch in den Belan-
gen Bundessache, hinsichtlich derer vom 1. Jän-
ner 1956 an die bis dahin bestandenen verfas-
sungsgesetzlichen Grundlagen (Artikel 10 Abs. 1
Z. 15 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fas-
sung von 1929) nicht mehr gegeben sind.
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Artikel II

§ 13 Abs. 1 des Lebensmittelbewirtschaftungs-
gesetzes 1952 hat zu lauten:

„(1) Die Wirksamkeit dieses Bundesgesetzes er-
lischt mit 31. Dezember 1966."

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind
hinsichtlich des Artikels I die Bundesregierung
und hinsichtlich des Artikels II das Bundesmini-
sterium für Land- und Forstwirtschaft betraut.

Jonas
Pittermann Czettel Broda

Piffl Proksch Schmitz Schleinzer
Bock Probst Prader Kreisky

3 2 7 . Bundesgesetz vom 17. November
1965, mit dem das Marktordnungsgesetz
neuerlich abgeändert wird (8. Marktord-

nungsgesetz-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

(Verfassungsbestimmung)

Die Erlassung und Aufhebung von Vorschrif-
ten, wie sie im Marktordnungsgesetz, BGBl. Nr.
276/1958, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 85/1960, BGBl. Nr. 156/1960, BGBl. Nr. 168/
1961, BGBl. Nr. 220/1962, BGBl. Nr. 81/1963,
BGBl. Nr. 182/1963 und des Artikels II des vor-
liegenden Bundesgesetzes enthalten sind, sowie
die Vollziehung dieser Vorschriften sind für die
Zeit vom Wirksamkeitsbeginn dieses Bundesge-
setzes bis zum 31. Dezember 1966 auch hinsicht-
lich der Regelungen Bundessache, hinsichtlich
derer die vor dem 1. Jänner 1956 bestandene
verfassungsgesetzliche Grundlage für Regelungen
auf dem Gebiete der Milch-, Getreide- und Vieh-
wirtschaft (Artikel 10 Abs. 1 Z. 15 des Bundes-
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929)
nicht mehr gegeben ist.

Artikel II

Das Marktordnungsgesetz, BGBl. Nr. 276/
1958, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 85/1960, BGBl. Nr. 156/1960, BGBl. Nr.
168/1961, BGBl. Nr. 220/1962, BGBl. Nr. 81/
1963 und BGBl. Nr. 182/1963, wird abgeändert
und ergänzt wie folgt:

1. § 4 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Verpflichtung zur Entrichtung von
Preisausgleichsbeiträgen trifft

1. Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetriebe
und Milchgroßhandelsbetriebe für die von Er-

zeugern und Sammelstellen angelieferten Milch-
mengen bis zur Höhe des jeweiligen Preises der
angelieferten Fetteinheiten;

2. Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetriebe,
Milchgroßhandelsbetriebe, Milchgenossenschaften,
Milchsammelstellen und Milcherzeuger für ver-
äußerte Milch (§ 2 Abs. 1) bis zu einem Höchst-
betrag von 50 v. H. des Erzeugerpreises für den
Liter;

3. Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetriebe für
veräußerte Erzeugnisse aus Milch (§ 2 Abs. 2)
bis zu einem Höchstbetrag von 5 S für das Kilo-
gramm."

2. § 4 Abs. 3 lit. a hat zu lauten:

„a) für Milchlieferungen von einem Bearbei-
tungs-, Verarbeitungs- oder Milchgroßhan-
delsbetrieb an einen anderen Betrieb dieser
Art mit Ausnahme der Milchlieferungen an
Dauermilchwerke;"

3. § 7 a Abs. 5 erster Satz hat zu lauten:

„(5) Der Fonds hat den Landes-Landwirt-
schaftskammern allmonatlich Zuschüsse in der
Höhe der ihm gemäß Abs. 3 zufließenden Bei-
träge auszubezahlen."

4. § 7 a Abs. 6 ist zu streichen.

5. Im § 22 Abs. 3 hat der fünfte Satz zu lau-
ten:

„Der Fonds hat den preiswertesten Einfuhran-
trag zu bewilligen; er hat jedoch die Bewilligung
nur für eine Teilmenge zu erteilen oder von
einer Bewilligung überhaupt abzusehen, wenn
seit der Aufforderung zur Anbotstellung Ände-
rungen in den für diese Aufforderung maßgeben-
den Voraussetzungen — insbesondere hinsichtlich
der Bedarfs- oder der Preislage — eingetreten
sind."

6. § 24 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die aus der Preisfestsetzung für Brot und
Mehl einerseits und aus der Verschiedenheit der
Preise für Roggen und Weizen anderseits sich
ergebenden Differenzbeträge sind in der Weise
auszugleichen, daß bei der Vermahlung von Wei-
zen und inländischem sowie von entsprechend
den Bestimmungen des § 22 Abs. 1 bis 6 einge-
führtem Roggen Ausgleichsbeiträge von den Han-
delsmühlen an den Fonds zu leisten beziehungs-
weise Ausgleichszuschüsse an die Handelsmühlen
vom Fonds zu gewähren sind, deren Höhe unter
Zugrundelegung der behördlich bestimmten
Preise für Brotgetreide und Mehl vom Fonds all-
gemein unter Bedachtnahme auf die Bestimmun-
gen des § 45 oder im Einzelfall durch Bescheid
festzusetzen ist."

7. § 24 Abs. 2 ist zu streichen.
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8. Dem § 39 ist folgender Abs. 5 anzufügen:

„(5) Gemäß Abs. 1 zur Einstellung Verpflich-
tete sowie Zuckerfabriksunternehmungen haben
dem Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft über Verlangen wahrheitsgemäß alle
Angaben zu machen, die für die Beurteilung der
Einstellverpflichtungen notwendig sind."

9. Im § 41 Abs. 3 ist nach dem ersten Satz
einzufügen:

„Auf das Dienstverhältnis der Fondsbediensteten
finden das Angestelltengesetz in der jeweils gel-
tenden Fassung und die für Dienstnehmer in der
privaten Wirtschaft geltenden sonstigen Rechts-
vorschriften Anwendung."

10. Dem § 51 ist folgender Abs. 3 anzufügen:

„(3) Die Gebarung der Fonds unterliegt der
Prüfung durch den Rechnungshof."

11. Im § 52 Abs. 3 hat lit. a zu lauten:

„a) in den Angelegenheiten des Abs. 2 letzter
Satz,"

12. § 53 Abs. 1 erster Unterabsatz hat zu lau-
ten:

„Wer den Bestimmungen des § 12 Abs. 3 zwei-
ter Satz, § 14 Abs. 1, 2 erster oder zweiter Satz
oder 3, § 22 Abs. 6, § 27 Abs. 1, 2 oder 4, § 35
Abs. 7, § 38 Abs. 6 bis 8 oder § 39 Abs. 5,"

13. Im § 56 Abs. 1 hat der zweite Halbsatz zu
lauten:

„er verliert seine Wirksamkeit am 31. Dezember
1966."

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind hinsichtlich des Artikels I die Bundesregie-
rung und hinsichtlich des Artikels II das Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirtschaft be-
traut.

Jonas
Pittermann Czettel Broda

Piffl Proksch Schmitz Schleinzer
Bock Probst Prader Kreisky

3 2 8 . Bundesgesetz vom 17. November
1965, mit dem die Geltungsdauer des Last-
verteilungsgesetzes 1952 neuerlich verlän-

gert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

(Verfassungsbestimmung)

Die Erlassung und Aufhebung von Vorschrif-
ten, wie sie im Lastverteilungsgesetz 1952, BGBl.

Nr. 207, in der Fassung der Bundesgesetze BGBL
Nr. 131/1954, BGBl. Nr. 108/1955, BGBl.
Nr. 279/1955, BGBl. Nr. 258/1956, BGBL
Nr. 278/1957, BGBl. Nr. 280/1958, BGBl.
Nr. 285/1959, BGBl. Nr. 303/1960, BGBl.
Nr. 314/1961 und BGBl. Nr. 121/1963 und des
Artikels II dieses Bundesgesetzes enthalten sind,
sowie die Vollziehung dieser Vorschriften ist
für die Zeit vom 1. Jänner 1966 bis 31. Dezem-
ber 1966 auch in den Belangen Bundessache, hin-
sichtlich derer vom 1. Jänner 1956 an die bis
dahin bestandenen verfassungsrechtlichen Grund-
lagen (Artikel 10 Abs. 1 Z. 15 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929) nicht
mehr gegeben sind.

Artikel II

§ 14 Abs. 2 des Lastverteilungsgesetzes 1952 hat
zu lauten:

„Dieses Bundesgesetz tritt mit 31. Dezember
1966 außer Kraft."

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tri t t mit 31. Dezember
1965 in Kraft

(2) Die Zuständigkeit zur Vollziehung dieses
Bundesgesetzes richtet sich nach § 14 Abs. 1 des
Lastverteilungsgesetzes 1952 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr . 131/1954.

Jonas
Pittennann Czettel Broda

Piffl Proksch Schmitz Schleinzer
Bock Probst Prader Kreisky

3 2 9 . Bundesgesetz vom 17. November
1965, womit die Geltungsdauer des Preis-

treibereigesetzes 1959 verlängert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

(Verfassungsbestimmung)

Die Erlassung und Aufhebung von Vorschrif-
ten, wie sie im Preistreibereigesetz 1959, BGBl.
Nr. 49, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 281/1959, BGBl. Nr. 301/1960, BGBl. Nr.
311/1961, BGBl. Nr. 122/1963 und des Arti-
kels II des vorliegenden Bundesgesetzes enthal-
ten sind, sowie die Vollziehung dieser Vorschrif-
ten sind für die Zeit vom 1. Jänner 1966 bis
31. Dezember 1966 auch in den Belangen Bun-
dessache, hinsichtlich derer die verfassungsgesetz-
lichen Grundlagen (Artikel 10 Abs. 1 Z. 15 des
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von
1929), die bis zum 1. Jänner 1956 bestanden hat-
ten, nicht mehr gegeben sind.
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Artikel II

Das Preistreibereigesetz 1959, BGBl. Nr. 49,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 281/
1959, BGBl. Nr. 301/1960, BGBl. Nr. 311/1961
und BGBl. Nr. 122/1963 wird geändert wie folgt:

Im § 15 ist die Zeitangabe „31. Dezember
1965" durch die Zeitangabe „31. Dezember 1966"
zu ersetzen.

Artikel III

Dieses Bundesgesetz tritt am 31. Dezember
1965 in Kraft.

Artikel IV

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind
das Bundesministerium für Justiz, das Bundes-
ministerium für Inneres und das Bundesmini-
sterium für Handel und Wiederaufbau je nach
ihrem Wirkungskreis betraut.

Jonas
Pittermann Broda Czettel Bock

3 3 0 . Bundesgesetz vom 17. November
1965, betreffend die Bedeckung des Ab-
ganges des Milchwirtschaftsfonds im Ge-

schäftsjahr 1966

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Das Bundesministerium für Finanzen
wird ermächtigt, dem Milchwirtschaftsfonds
(Marktordnungsgesetz, BGBl. Nr. 276/1958) zur
Erfüllung seiner gesetzlichen Aufgaben im Ge-
schäftsjahr 1966 einen Zuschuß zu gewähren,
dessen Höhe durch den Betrag bestimmt wird,
um den die Summe der vom Milchwirtschafts-
fonds in diesem Geschäftsjahr gemäß §§ 6 und 7
Abs. 3 des Marktordnungsgesetzes gewährten Zu-
schüsse und Transportkostenvergütungen die
Summe der im gleichen Zeitraum an den Milch-
wirtschaftsfonds gemäß §§ 4, 5 und 7 Abs. 1 und
2 des Marktordnungsgesetzes entrichteten Preis-
ausgleichsbeiträge und Transportausgleichsbei-
träge übersteigt.

§ 2. Der Zuschuß gemäß § 1 darf den Gesamt-
betrag von 392'3 Millionen Schilling nicht über-
steigen. Er ist zu Lasten des finanzgesetzlichen
Ansatzes Kapitel 18 Titel 10 § 3 „Milchpreisaus-
gleich" unter der Post 30 „Zuschuß zum Geba-
rungsabgang des Milchwirtschaftsfonds" zu ver-
ausgaben und zu bedecken.

§ 3. Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner
1966 in Kraft. Mit seiner Vollziehung ist das
Bundesministerium für Finanzen betraut.

Jonas
Pittermann Schmitz

3 3 1 . Bundesgesetz vom 17. November
1965, mit dem das Rohstofflenkungsgesetz

1951 abgeändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

(Verfassungsbestimmung)

Die Erlassung und Aufhebung von Vor-
schriften, wie sie im Rohstofflenkungsgesetz
1951, BGBl. Nr. 106, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 114/1952, BGBl.
Nr. 145/1954, BGBl. Nr. 278/1955, BGBl.
Nr. 257/1956, BGBl. Nr. 277/1957, BGBl.
Nr. 279/1958, BGBl. Nr. 283/1959, BGBl.
Nr. 302/1960, BGBl. Nr. 312/1961, BGBl.
Nr. 181/1963 und des Artikels II des vorliegen-
den Bundesgesetzes enthalten sind, sowie die
Vollziehung dieser Vorschriften ist für die Zeit
vom 1. Jänner 1966 bis 31. Dezember 1966 auch
in den Belangen Bundessache, hinsichtlich derer
vom 1. Jänner 1956 an die bis dahin bestandenen
verfassungsrechtlichen Grundlagen (Artikel 10
Abs. 1 Z. 15 des Bundes-Verfassungsgesetzes in
der Fassung von 1929) nicht mehr gegeben sind.

Artikel II

Das Rohstofflenkungsgesetz 1951, BGBl.
Nr. 106, in der Fassung der im Artikel I
zitierten Bundesgesetze wird wie folgt abge-
ändert:

Im § 11 Abs. 1 wird das Datum
„31. Dezember 1965" durch das Datum
„31. Dezember 1966" ersetzt.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau betraut.

Jonas
Pittermann Bock

332. Bundesgesetz vom 17. November
1965, mit dem das Außenhandelsgesetz neu-
erlich abgeändert wird (Außenhandelsgesetz-

novelle 1965)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Außenhandelsgesetz, BGBl. Nr. 226/1956,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 163/
1958, BGBl. Nr. 284/1959, BGBl. Nr. 313/1961,
BGBl. Nr. 198/1962 und BGBl. Nr. 80/1963 wird
abgeändert wie folgt:
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1. Nach § 2 Abs. 2 sind folgende Absätze ein-
zufügen:

„(3) Wenn der Verdacht besteht, daß bestimmte
Waren entgegen der Bestimmung des Abs. 2
ohne Bewilligung ausgeführt werden, kann das
Bundesministerium für Handel und Wiederauf-
bau durch Verordnung bestimmen, daß bei Aus-
fuhr derselben anläßlich der zollamtlichen Ab-
fertigung ein Ursprungszeugnis vorzulegen ist"
und

„(4) Rechtsgeschäfte und Handlungen, welche
die Ausfuhr von Waren der Kapitel 73 bis 89
und 93 zum Gegenstande haben, die in den An-
lagen A 1 und A 2 zu diesem Bundesgesetz nicht
angeführt sind, sind bewilligungspflichtig, wenn
es sich um gebrauchte Waren handelt."

Die bisherigen Absätze 3 bis 5 des § 2 erhalten
die Bezeichnung 5 bis 7.

2. Der bisherige Abs. 6 des § 2 erhält die
Bezeichnung Abs. 8.

In diesem hat lit. b nunmehr zu lauten:
„b) die Aus- oder Einfuhr von Waren im ge-

bundenen Verkehr (Zollager, Anweisung),
sofern es sich nicht um Waren des inlän-
dischen freien Verkehrs handelt, die durch
Einlagerung in ein Zollager zollhängig ge-
worden sind,".

3. Ferner sind im Abs. 8 nach lit. d einzufügen:

„e) Die Aus- und Einfuhr von Waren im
Zwischenauslandsverkehr, es sei denn, daß
die betreffenden Waren im Zollausland ver-
bleiben,

f) die Verbringung von Waren aus der Zoll-
freizone in das übrige Zollgebiet, die aus
dem inländischen freien Verkehr in die
Zollfreizone gebracht und dadurch zu aus-
ländischen Waren geworden sind,

g) die Einfuhr von an den Bund preisgegebenen
oder gemäß § 7 Abs. 4 letzter Satz des
Zollgesetzes 1955 ebenso zu behandelnden
Waren, sowie von im Strafverfahren nach
dem Finanzstrafgesetz, BGBl. Nr. 129/1958,
oder nach diesem Bundesgesetz für verfallen
erklärte Waren,".

Die bisherigen lit. e bis lit. o des § 2 Abs. 6
erhalten die Bezeichnung lit. h bis lit. r.

4. Im § 2 ist nach Abs. 8 einzufügen:

„(9) Die Ausfuhr von Waren ohne die nach
Abs. 2 erforderliche Bewilligung ist verboten.
Ausgenommen hievon ist die Ausfuhr von Über-
siedlungs-, Erbschafts- und Ausstattungsgut."

Der bisherige Abs. 7 des § 2 erhält die Be-
zeichnung Abs. 10.

5. § 3 Abs. 3 lit. a hat zu lauten:

„a) sofern dies im Interesse der Zweckmäßig-
keit, Raschheit, Einfachheit und Kosten-
ersparnis gelegen ist, die Landeshaupt-
männer ermächtigen, Aus- und Einfuhr-
bewilligungen an Einzelpersonen und Unter-
nehmen, die ihren Sitz im betreffenden
Bundesland haben, für solche Waren zu
erteilen, für die eine Begutachtung durch
den im § 5 genannten Beirat nicht erforder-
lich ist; ferner, sofern dies im Interesse
der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfach-
heit und Kostenersparnis gelegen ist, ein-
vernehmlich mit dem Bundesministerium
für Finanzen die Zollämter ermächtigen,
Bewilligungen für Rechtsgeschäfte und
Handlungen, die Aus- oder Einfuhren
von den in den Anlagen zu diesem
Bundesgesetz angeführten Waren zum
Gegenstande haben, anläßlich der Ab-
fertigung von Waren des freien Verkehrs
in der Ausfuhr beziehungsweise anläßlich
der Abfertigung von Waren zum freien Ver-
kehr in der Einfuhr oder anläßlich der
Abfertigung von Waren zum Ungewissen
Verkauf in der Aus- oder Einfuhr in ver-
einfachter Form zu erteilen. Für welche
Waren die Zollämter ermächtigt werden,
haben die gemäß § 3 Abs. 1 zuständigen
Bundesministerien im „Amtsblatt zur Wie-
ner Zeitung" kundzumachen."

6. § 13 hat zu lauten:

„§ 13. Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Dezem-
ber 1956 in Kraft und verliert seine Wirksamkeit
am 31. Dezember 1968."

7. Die Anlagen A 1 , A 2/I und B 1 wer-
den nach Maßgabe der einen Bestandteil dieses
Bundesgesetzes bildenden Anlagen abgeändert.

Artikel II

Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner 1966
in Kraft.

Artikel III

Die Zuständigkeit zur Vollziehung dieses
Bundesgesetzes bestimmt sich nach § 16 des
Außenhandelsgesetzes in der Fassung des Bundes-
gesetzes vom 16. April 1963, BGBl. Nr. 80/1963.

Jonas
Pittermann Bock Schleinzer

Czettel Schmitz Broda
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D i e B e w i l l i g u n g s l i s t e f ü r d i e A u s f u h r ( A n l a g e A 1 ) w i r d a b g e ä n d e r t w i e f o l g t :
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Die Bewilligungsliste für die Einfuhr (Anlage B 1) wird abgeändert wie folgt:
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3 3 3 . Verordnung des Bundesministeriums
für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft vom
23. November 1965 über die Errichtung und
den Betrieb von Rundfunk- und Fernseh-
rundfunk-Empfangsanlagen (Rundfunkver-

ordnung)

Auf Grund des Fernmeldegesetzes, BGBl.
Nr. 170/1949, wird verordnet:

ABSCHNITT I

Allgemeine Bestimmungen

R u n d f u n k - u n d F e r n s e h r u n d f u n k -
E m p f a n g s a n l a g e n

§ 1. (1) Rundfunk-Empfangsanlagen im Sinne
dieser Verordnung sind Fernmeldeanlagen, die
den Empfang von Aussendungen für die All-
gemeinheit, deren Inhalt akustisch wahrnehmbar
gemacht werden kann, auf dem Funk- oder
Drahtweg ermöglichen.

(2) Fernsehrundfunk-Empfangsanlagen im
Sinne dieser Verordnung sind Fernmeldeanlagen,
die den Empfang von Aussendungen für die
Allgemeinheit, deren Inhalt optisch oder optisch
und akustisch wahrnehmbar gemacht werden
kann, auf dem Funk- oder Drahtweg ermög-
lichen.

(3) Als Rundfunk-Empfangsanlagen bezie-
hungsweise Fernsehrundfunk-Empfangsanlagen
im Sinne dieser Verordnung gelten auch akusti-
sche beziehungsweise optische Empfangseinrich-
tungen oder akustische und optische Empfangs-
einrichtungen, die sich nicht am Standort (§ 7
Abs. 2) jener Empfangsanlagen befinden, an die
sie angeschlossen sind.

B e w i l l i g u n g e n

§ 2. (1) Zur Errichtung und zum Betrieb einer
Rundfunk-Empfangsanlage oder einer Fernseh-
rundfunk-Empfangsanlage ist, sofern nicht die
Bestimmungen des § 4 anzuwenden sind, eine
Bewilligung erforderlich.

(2) Es gibt folgende Arten von Bewilligungen:

a) Hauptbewilligungen (§ 7): die Rundfunk-
Hauptbewilligung und die Fernsehrund-
funk-Hauptbewilligung,

b) Zusatzbewilligungen (§ 9): die Rundfunk-
Zusatzbewilligung und die Fernsehrund-
funk-Zusatzbewilligung.

(s) Die Hauptbewilligungen können unbefristet
oder auf längstens drei Monate befristet sein.
Die Zusatzbewilligungen dürfen nur unbefristet
sein.

V o r ü b e r g e h e n d e r B e t r i e b d u r c h
a n d e r e P e r s o n e n

§ 3. (1) An Stelle des Inhabers einer Bewilli-
gung darf die Empfangsanlage vorübergehend
errichten und betreiben

a) eine andere Person an dem in der Bewilli-
gung angegebenen Standort oder im Fahr-
zeug, über das der Bewilligungsinhaber
verfügt;

b) eine Person, die mit dem Bewilligungsin-
haber im gemeinsamen Haushalt lebt, auch
außerhalb des Standortes.

(2) Auf Grund der Hauptbewilligung eines zur
Herstellung, zum Vertrieb, zur Vermietung oder
zur Reparatur von Rundfunk- beziehungsweise
Fernsehrundfunk-Empfangsanlagen befugten Ge-
werbetreibenden dürfen auch bei ihm beschäf-
tigte Personen die Empfangsanlagen vorüber-
gehend außerhalb des angegebenen Standortes
zum Vorführen errichten und betreiben.

(3) Der Bewilligungsinhaber bleibt für die Ein-
haltung der Bestimmungen dieser Verordnung
verantwortlich.

P r o b e b e t r i e b

§ 4. (1) Eine von einem befugten Gewerbetrei-
benden (§ 8 Abs. 3) oder einer bei ihm beschäf-
tigten Person (§ 3 Abs. 2) zum Vorführen er-
richtete und betriebene Empfangsanlage darf der
Kunde auf die Dauer von zwei Wochen zur
Probe ohne eigene Bewilligung weiter betrei-
ben, wenn bei der Empfangsanlage eine vom Ge-
werbetreibenden unterfertigte Bestätigung
(Abs. 2) aufliegt.

(2) Die Bestätigung hat folgende Angaben zu
enthalten:

a) den Namen und den Sitz des Gewerbe-
treibenden,

b) die Nummer seiner Hauptbewilligung,

c) die Art, die Type und die Fabrikations-
nummer der Empfangsanlage,

d) den Namen des Kunden,

e) den Standort der Empfangsanlage oder das
Kennzeichen des Fahrzeuges und den
(Wohn-) Sitz des Kunden,

f) den Tag der Errichtung der Empfangsan-
lage und

g) den letzten Tag des Probebetriebes.

E r r i c h t u n g u n d B e t r i e b d e r E m p -
f a n g s a n l a g e n

§ 5. (1) Die Empfangsanlagen sind so zu errich-
ten und zu betreiben, daß hiedurch andere Fern-
meldeanlagen in ihrem Betrieb nicht gestört wer-
den.

(2) Der Bewilligungsinhaber hat geeignete Maß-
nahmen zu treffen, die eine mißbräuchliche Ver-
wendung der Empfangsanlagen ausschließen.

(s) Mißbräuchlich ist eine Verwendung, die ge-
gen Bestimmungen des Fernmeldegesetzes oder
dieser Verordnung verstößt.
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§ 6. (1) Zur Durchführung der den Fernmelde-
behörden obliegenden Aufsicht ist den hiezu er-
mächtigten und sich gehörig ausweisenden Or-
ganen der Zutritt zu den Empfangsanlagen zu
gestatten oder zu ermöglichen.

(2) Die Bewilligungsurkunde ist bei der Emp-
fangsanlage bereitzuhalten und auf Verlangen
vorzuweisen. In den Fällen des § 3 Abs. 1 lit. b
und des § 8 Abs. 1, 2. Satz, ist den die Bewilli-
gungsurkunde prüfenden Organen das Leben im
gemeinsamen Haushalt mit dem Bewilligungsin-
haber und im Falle des § 3 Abs. 2 das Beschäf-
tigungsverhältnis zum Bewilligungsinhaber glaub-
haft zu machen. Im Falle des § 17 Abs. 2 ist an
Stelle der Bewilligungsurkunde die Bestätigung
der Einbringung des Verzichtes bereitzuhalten.

(3) Der Verlust der Bewilligungsurkunde ist der
für die Bewilligungserteilung zuständigen Fern-
meldebehörde unverzüglich anzuzeigen, die eine
Zweitausfertigung herzustellen hat. Die Anzeige
ist bei einem Postamt schriftlich einzubringen.

ABSCHNITT II

Hauptbewilligung

U m f a n g

§ 7. (1) Die Hauptbewilligung gibt, sofern
nicht die Bestimmungen der §§ 3 und 8 anzuwen-
den sind, dem Inhaber die Befugnis, eine Rund-
funk-Empfangsanlage (Rundfunk-Hauptbewilli-
gung) beziehungsweise eine Fernsehrundfunk-
Empfangsanlage (Fernsehrundfunk-Hauptbewilli-
gung) an dem darin angegebenen Standort oder
in einem Fahrzeug, über das der Bewilligungs-
inhaber verfügt, zu errichten und zu betreiben.
Vorübergehend darf die Empfangsanlage auch
außerhalb des Standortes oder Fahrzeuges errich-
tet und betrieben werden.

(2) Als Standort im Sinne dieser Verordnung
sind alle Räume in dem in der Bewilligung be-
zeichneten Haus anzusehen, über die der Be-
willigungsinhaber verfügt.

(3) Die Antenne darf auch außerhalb des Stand-
ortes der Empfangsanlage mit einer Verbindungs-
leitung errichtet und mit Verstärker und Kanal-
umsetzer ausgestattet werden, wenn sie vom
Standort nicht mehr als 10 km entfernt ist.

(4) Für mehrere Empfangsanlagen darf eine
gemeinsame Antenne mit einem Verbindungs-
leitungsnetz errichtet werden, wenn die Stand-
orte aller Empfangsanlagen innerhalb eines Um-
kreises von 2 km Durchmesser liegen, zur Errich-
tung und zum Betrieb dieser Empfangsanlagen
die entsprechenden Hauptbewilligungen nach
Abs. 1 erteilt wurden und die Antenne von dem
am nächsten liegenden Standort nicht mehr als
10 km entfernt ist.

B e t r i e b m e h r e r e r E m p f a n g s -
a n l a g e n

§ 8. (1) Auf Grund einer unbefristeten Haupt-
bewilligung dürfen an dem darin angegebenen
Standort

a) in Wohnräumen des Bewilligungsinhabers,

b) in Geschäftsräumen eines zur Herstellung,
zum Vertrieb, zur Vermietung oder zur
Reparatur von Rundfunk- beziehungs-
weise Fernsehrundfunk-Empfangsanlagen
befugten Gewerbetreibenden für Zwecke
der Ausübung des Gewerbes,

c) in Unterrichtsräumen einer öffentlichen
oder mit dem Öffentlichkeitsrecht ausge-
statteten Schule,

d) in Amtsräumen einer Bezirksverwaltungs-
behörde, einer Polizei- oder einer Gendar-
meriedienststelle

auch mehrere Rundfunk-Empfangsanlagen
(Rundfunk-Hauptbewilligung) beziehungsweise
mehrere Fernsehrundfunk-Empfangsanlagen
(Fernsehrundfunk-Hauptbewilligung) errichtet
und betrieben werden. In Wohnräumen des Be-
willigungsinhabers dürfen solche Empfangsanla-
gen auch Personen, die mit dem Bewilligungs-
inhaber im gemeinsamen Haushalt leben, errich-
ten und betreiben.

(2) Von den Empfangsanlagen in Wohnräumen
nach Abs. 1 lit. a darf eine auf Grund der unbe-
fristeten Hauptbewilligung vorübergehend
außerhalb des angegebenen Standortes errichtet
und betrieben werden. Die Bewilligungsurkunde
ist sodann bei dieser Empfangsanlage bereitzu-
halten; am Standort hat eine Aufzeichnung der
Merkmale der Bewilligung aufzuliegen.

(s) Von den Empfangsanlagen in Geschäfts-
räumen nach Abs. 1 lit. b dürfen eine oder
mehrere auf Grund der unbefristeten Hauptbe-
willigung vorübergehend außerhalb des angegebe-
nen Standortes zum Vorführen errichtet und be-
trieben werden. Bei jeder dieser Empfangsanla-
gen ist eine Aufzeichnung der Merkmale der Be-
willigung bereitzuhalten.

ABSCHNITT III

Zusatzbewilligung

§ 9. Die Zusatzbewilligung gibt, sofern nicht
die Bestimmungen des § 3 anzuwenden sind, dem
Inhaber der entsprechenden unbefristeten Haupt-
bewilligung die Befugnis,

a) eine weitere Rundfunk-Empfangsanlage
(Rundfunk-Zusatzbewilligung) beziehungs-
weise Fernsehrundfunk-Empfangsanlage
(Fernsehrundfunk-Zusatzbewilligung) in
einem Fahrzeug, über das der Bewilligungs-
inhaber verfügt, und vorübergehend auch
außerhalb des Fahrzeuges oder
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b) eine der Rundfunk-Empfangsanlagen
(Rundfunk-Zusatzbewilligung) beziehungs-
weise Fernsehrundfunk-Empfangsanlagen
(Fernsehrundfunk-Zusatzbewilligung), die
nach § 8 Abs. 1 lit. a in Wohnräumen er-
richtet und betrieben werden dürfen, vor-
übergehend außerhalb des in der Haupt-
bewilligung angegebenen Standortes

zu errichten und zu betreiben.

ABSCHNITT IV

Erwerb der Bewilligungen

A n t r a g

§ 10. (1) Der Antrag auf Erteilung einer Be-
willigung ist bei einem Postamt schriftlich ein-
zubringen.

(2) Der Antrag hat folgende Angaben zu ent-
halten:

a) den Namen des Antragstellers,

b) den beabsichtigten Standort der Empfangs-
anlage oder, falls die Empfangsanlage in
einem Fahrzeug errichtet wird, den (Wohn-)
Sitz des Antragstellers,

c) die Ar t der angestrebten Bewilligung (§ 2
Abs. 2),

d) den Zeitraum, wenn die Erteilung einer
befristeten Bewilligung beantragt wird.

(3) Bei der Einbringung des Antrages auf Er-
teilung einer Zusatzbewilligung hat der Antrag-
steller nachzuweisen, daß er Inhaber der entspre-
chenden unbefristeten Hauptbewilligung ist oder
werden will.

E n t s c h e i d u n g ü b e r d e n A n t r a g

§ 11. (1) Über den Antrag auf Erteilung einer
Hauptbewilligung hat die Fernmeldebehörde
I. Instanz zu entscheiden, in deren örtlichem
Wirkungsbereich der Standort der Empfangsan-
lage liegt. Wird die Empfangsanlage in einem
Fahrzeug errichtet, so richtet sich die Zustän-
digkeit nach dem (Wohn-) Sitz des Antragstel-
lers.

(2) Für die Entscheidung über den Antrag auf
Erteilung einer Zusatzbewilligung ist die Fern-
meldebehörde I. Instanz zuständig, in deren ört-
lichem Wirkungsbereich der in der Hauptbewilli-
gung angegebene Standort beziehungsweise
(Wohn-) Sitz liegt.

§ 12. (1) Die Hauptbewilligung ist zu erteilen,
wenn der Antrag nicht gemäß § 13 abzuweisen
ist. Sie ist unbefristet zu erteilen, wenn sie nicht
befristet beantragt wird.

(2) Die Zusatzbewilligung ist zu erteilen, wenn

a) der Antragsteller eine entsprechende unbe-
fristete Hauptbewilligung mit der glei-
chen Adresse hat,

b) der Antragsteller zu dieser Hauptbewilli-
gung noch keine Zusatzbewilligung hat,

c) die weitere Empfangsanlage in einem
Fahrzeug, über das der Bewilligungsinha-
ber verfügt (§ 9 lit. a), oder nach den Be-
stimmungen des § 9 lit. b vorübergehend
außerhalb des in der Hauptbewilligung an-
gegebenen Standortes errichtet und betrie-
ben werden soll und

d) der Antrag nicht gemäß § 13 abzuweisen
ist.

(3) Der Bewilligungsbescheid ist schriftlich aus-
zufertigen (Bewilligungsurkunde).

§ 13. Eine Bewilligung ist nicht zu erteilen,
wenn

a) der Antragsteller die bei der Einbringung
des Antrages fällige Gebühr nicht entrich-
tet hat oder

b) der begründete Verdacht besteht, daß die
Empfangsanlage mißbräuchlich verwendet
werden wird (§. 5 Abs. 3).

V e r ä n d e r u n g e n

§ 14. (1) Der für die Bewilligungserteilung zu-
ständigen Fernmeldebehörde sind unverzüglich
anzuzeigen:

a) eine Verlegung des Standortes der Emp-
fangsanlage oder des (Wohn-) Sitzes des
Bewilligungsinhabers,

b) eine Änderung des Namens des Bewilli-
gungsinhabers,

c) eine Übernahme der Bewilligung nach dem
Tod des Bewilligungsinhabers durch eine
Person, die mit ihm im gemeinsamen Haus-
halt gelebt hat.

(2) Die Anzeige nach Abs. 1 ist bei einem Post-
amt schriftlich einzubringen; ihr ist die Bewilli-
gungsurkunde beizufügen. Hiebei ist im Falle der
lit. c der Tod des Bewilligungsinhabers nachzu-
weisen und das Leben im gemeinsamen Haus-
halt glaubhaft zu machen.

(3) Nach Abänderung hat die Bewilligungs-
behörde die Bewilligungsurkunde wieder auszu-
folgen.

Ü b e r t r a g u n g d e r B e w i l l i g u n g e n

§ 15. (1) Mit Zustimmung des Bewilligungsin-
habers kann seine unbefristete Bewilligung auf
Antrag auf eine Person übertragen werden, die
die Empfangsanlage an dem angegebenen Stand-
ort oder mit dem angegebenen (Wohn-) Sitz wei-
ter betreibt, wenn die fälligen Gebühren entrich-
tet sind und nicht der begründete Verdacht be-
steht, daß die Empfangsanlage mißbräuchlich ver-
wendet werden wird (§ 5 Abs. 3).
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(2) Der Antrag mit der Zustimmung nach
Abs. 1 ist bei einem Postamt schriftlich einzu-
bringen und hat die Namen des Antragstellers
und des Bewilligungsinhabers zu enthalten. Dem
Antrag ist die Bewilligungsurkunde beizufügen.

(3) Über den Antrag auf Übertragung entschei-
det die für die Bewilligungserteilung zuständige
Fernmeldebehörde. Nach Durchführung der
Übertragung ist die Bewilligungsurkunde dem
neuen Inhaber auszufolgen.

ABSCHNITT V

Erlöschen der Bewilligungen

A l l g e m e i n e s

§ 16. (1) Die Bewilligungen erlöschen:

a) durch Verzicht des Bewilligungsinhabers
oder durch Ablauf des Bewilligungszeit-
raumes,

b) durch Tod des Bewilligungsinhabers, wenn
die Bewilligungen nicht übernommen
werden ( § 1 4 Abs. 1 lit. c),

c) durch Widerruf seitens der für die Be-
willigungserteilung zuständigen Fern-
meldebehörde.

(2) Die Zusatzbewilligung erlischt außerdem
durch Erlöschen der Hauptbewilligung, zu der
sie erteilt wurde.

V e r z i c h t
§ 17. (1) Der Verzicht ist bei einem Postamt

schriftlich zu erklären und kann jederzeit ein-
gebracht werden. Der Verzicht auf die Rund-
funk-Bewilligungen wird zum Ende der Ka-
lendermonate April, August und Dezember und
der Verzicht auf die Fernsehrundfunk-Bewilli-
gungen zum Ende der Kalendermonate Februar,
April, Juni, August, Oktober und Dezember
wirksam, wenn er bis zum 10. der angegebenen
Monate einlangt.

(2) Bei der Einbringung des Verzichtes
ist die Bewilligungsurkunde zurückzustellen und
über den weiteren Verbleib der Empfangs-
anlage Auskunft zu geben. Dem Bewilligungs-
inhaber ist die Einbringung des Verzichtes zu
bestätigen.

W i d e r r u f
§18. Der Widerruf hat schriftlich zu erfolgen

und kann jederzeit ausgesprochen werden, wenn
der Bewilligungsinhaber mit der Entrichtung der
Gebühren trotz Mahnung im Rückstand ist,
wenn er gegen Bestimmungen des Fernmelde-
gesetzes oder dieser Verordnung gröblich oder
wiederholt verstößt oder wenn ein der Vor-
aussetzungen für die Erteilung der Bewilligung
nicht gegeben war oder nicht mehr gegeben ist.

P f l i c h t e n im F a l l e des E r l ö s c h e n s
der B e w i l l i g u n g e n

§ 19. (1) Im Falle des Erlöschens der Bewilli-
gung ist die Empfangsanlage, die auf Grund der
Bewilligung errichtet und betrieben worden ist,
außer Betrieb zu setzen und abzutragen.

(2) Erlischt die Bewilligung aus einem anderen
Grund als dem des Verzichtes, ist die Bewilli-
gungsurkunde unverzüglich nach dem Erlöschen
einem Postamt zurückzustellen. Auf Verlangen
ist über den weiteren Verbleib der Empfangs-
anlage Auskunft zu geben.

ABSCHNITT VI

Bewilligungsgebühren

A l l g e m e i n e s

§ 20. Für die Bewilligungen sind die in der
jeweils geltenden Fernmeldegebührenverord-
nung festgelegten Gebühren zu entrichten.

§ 21. (1) Über die Entrichtung der Gebühr ist
eine Bestätigung (Gebührenbestätigung) auszu-
fertigen.

(2) Der Bewilligungsinhaber hat die Gebühren-
bestätigung (Abs. 1) mit der Bewilligungs-
urkunde bereitzuhalten und dem prüfenden
Organ auf Verlangen vorzuweisen.

(3) Bei Entrichtung von Gebühren bei einem
Postamt sind der Name des Bewilligungsinha-
bers, die in der Bewilligung angegebene Num-
mer und Adresse, die Gebührenart und der
Zeitraum anzugeben, für den die Gebühren ent-
richtet werden.

G e b ü h r e n b e f r e i u n g
§ 22. (1) Von der Entrichtung der Gebühr für

die unbefristete Rundfunk-Hauptbewilligung
sind, wenn die Voraussetzungen nach § 23
Abs. 1 gegeben sind, auf Ansuchen zu befreien
(Rundfunk-Gebührenbefreiung):

a) Blinde und praktisch blinde Personen,

b) Blindenheime und Blindenvereine, wenn
der Rundfunkempfang blinden Personen
zugute kommt,

c) Personen, die nicht blind sind, jedoch aus
einem anderen Grund ständig der Wartung
und Hilfe bedürfen (hilflose Personen)
und

d) Personen, deren notdürftiger Lebensunter-
halt durch die Entrichtung der Gebühr ge-
fährdet ist (mittellose Personen).

(2) Von der Entrichtung der Gebühr für die
unbefristete Fernsehrundfunk-Hauptbewilli-
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gung sind, wenn die Voraussetzungen nach § 23
gegeben sind, auf Ansuchen zu befreien (Fern-
sehrundfunk-Gebührenbefreiung) :

a) Hilflose Personen (Abs. 1 lit. c) und
b) mittellose Personen (Abs. 1 lit. d).

(3) Bei der Beurteilung der Frage, ob in den
Fällen des Abs. 1 lit. d und Abs. 2 lit. b der
notdürftige Lebensunterhalt gefährdet ist, sind
die Richtsätze, die im Allgemeinen Sozialver-
sicherungsgesetz und im Gewerblichen Selb-
ständigen-Pensionsversicherungsgesetz für den
Pensionsberechtigten, die Ehegattin und jedes
Kind für die Gewährung einer Ausgleichszulage
festgesetzt sind, heranzuziehen und das gesamte
Einkommen aller Personen, die mit dem Bewilli-
gungsinhaber im gemeinsamen Haushalt leben,
zu berücksichtigen.

(4) Die Gebührenbefreiung kann unbefristet
oder befristet sein.

§ 23. (1) Eine Gebührenbefreiung ist nur zu-
lässig, wenn

a) der Bewilligungsinhaber seinen ordent-
lichen Wohnsitz im Inland hat,

b) er die bisher vorgeschriebenen Gebühren
entrichtet hat,

c) er nicht gleichzeitig von der Entrichtung
der Gebühr für eine weitere Hauptbewilli-
gung gleicher Art befreit ist und

d) er mit dem Betrieb der Empfangsanlage
keine Gewinnabsicht verfolgt.

(2) Eine Fernsehrundfunk-Gebührenbefreiung
für eine mittellose Person ist überdies nur zu-
lässig, wenn

a) sie die Empfangsanlage nicht aus Mitteln
des Haushaltseinkommens (§ 22 Abs. 3)
erworben hat und

b) nicht der begründete Verdacht besteht,
daß sie der Übergeber nur vorgeschoben
hat, um sich selbst die Entrichtung der
Gebühr zu ersparen.

§ 24. (1) Das Ansuchen um Gebührenbefreiung
ist bei dem Abgabepostamt, das für den in der
unbefristeten Hauptbewilligung angegebenen
Standort zuständig ist, schriftlich einzubringen.
Es hat den Namen des Bewilligungsinhabers, die
in der Hauptbewilligung angegebene Nummer
und Adresse und die Begründung für die ange-
strebte Befreiung zu enthalten. Der Verlust oder
die Minderung des Sehvermögens und die Hilf-
losigkeit sind nachzuweisen. Das Einkommen
aller im Haushalt des Bewilligungsinhabers le-
benden Personen ist durch ein Zeugnis der Ge-
meinde oder Fürsorgebehörde des Wohnsitzes
zu belegen.

(2) Bei einem Ansuchen um Fernsehrundfunk-
Gebührenbefreiung hat eine mittellose Person
auch den Zeitpunkt und die Art des Erwerbes
der Empfangsanlage nachzuweisen.

§ 25. (1) Über das Ansuchen entscheidet die
für die Bewilligungserteilung zuständige Fern-
meldebehörde.

(2) Der Befreiungsbescheid ist schriftlich aus-
zufertigen (Befreiungsurkunde).

(3) Die Befreiungsurkunde (Abs. 2) ist mit der
Bewilligungsurkunde bereitzuhalten und dem
prüfenden Organ auf Verlangen vorzuweisen.

(4) Der Verlust der Befreiungsurkunde ist der
in Abs. 1 angegebenen Fernmeldebehörde un-
verzüglich anzuzeigen, die eine Zweitausferti-
gung herzustellen hat. Die Anzeige ist bei dem
im § 24 Abs. 1 angegebenen Postamt schriftlich
einzubringen.

§ 26. (1) Die Gebührenbefreiung erlischt

a) durch Verzicht oder Tod des Bewilli-
gungsinhabers,

b) durch Übertragung oder Erlöschen der
Hauptbewilligung, zu der sie gewährt
wurde,

c) durch Ablauf des Befreiungszeitraumes,

d) durch Entziehung seitens der für die Be-
willigungserteilung zuständigen Fern-
meldebehörde.

(2) Der Verzicht ist schriftlich zu erklären und
an keine Frist gebunden. Das Wegfallen einer
der für die Gebührenbefreiung maßgebenden
Voraussetzungen ist unverzüglich schriftlich an-
zuzeigen. Der Verzicht oder die Anzeige ist bei
einem Postamt einzubringen; gleichzeitig ist die
Befreiungsurkunde zurückzustellen.

(3) Die Entziehung hat schriftlich zu erfolgen
und kann jederzeit ausgesprochen werden, wenn
eine der Voraussetzungen für die Gebühren-
befreiung nicht gegeben war oder nicht mehr
gegeben ist oder wenn der Bewilligungsinhaber
gegen die Bestimmungen dieser Verordnung
gröblich oder wiederholt verstößt. Die Befrei-
ungsurkunde ist einem Postamt unverzüglich
zurückzustellen.

ABSCHNITT VII

Benützung der Einrichtungen für den Draht-
rundfunk

E i n r i c h t u n g e n

§ 27. (1) In Gebieten, in denen wegen
ungünstiger Ausbreitungsverhältnisse der
Empfang der Aussendungen österreichischer
Rundfunksender nicht einwandfrei möglich ist,
können die Programme der Sender auf dem
Drahtweg den Empfangsanlagen (§ 1) zugeführt
werden. Die technische Gestaltung der Einrich-
tungen bestimmt die Post- und Telegraphen-
verwaltung.
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(2) Einrichtungen des Drahtrundfunks sind
nur demjenigen zur Benützung zu überlassen,
der eine entsprechende unbefristete Hauptbe-
willigung für den betreffenden Standort hat. Die
Post- und Telegraphenverwaltung übernimmt
mit der Überlassung keine Gewähr für den fort-
laufenden und guten Empfang sowie den Inhalt
der zugeführten Programme.

T e i l n e h m e r v e r h ä l t n i s

§ 28. (1) Das Verlangen nach Herstellung der
Einrichtungen für den Drahtrundfunk sowie
nach Verlegung der Einrichtungen ist bei dem
Abgabepostamt, das für den in der unbefristeten
Hauptbewilligung angegebenen Standort zu-
ständig ist, schriftlich einzubringen.

(2) Das Teilnehmerverhältnis beginnt mit dem
Zeitpunkt, in dem sich die Post- und Telegra-
phenverwaltung mit der Herstellung der ver-
langten Einrichtungen schriftlich einverstanden
erklärt hat.

(3) Die Herstellung kann abgelehnt werden,
wenn zwingende technische Gründe entgegen-
stehen.

(4) Wenn der Bewerber nicht bereits Fern-
sprechteilnehmer ist, hat er für Liegenschaften
oder Gebäude, die für die Herstellung in An-
spruch genommen werden müssen, eine schrift-
liche Erklärung des Verfügungsberechtigten bei-
zubringen, wonach dieser gegen die Inanspruch-
nahme keine Einwendungen erhebt. Falls der Be-
werber Untermieter ist, hat er auch das Einver-
ständnis des Hauptmieters zur Herstellung nach-
zuweisen.

P f l i c h t e n d e s T e i l n e h m e r s

§ 29. Hinsichtlich der Pflichten des Teil-
nehmers sind jene Bestimmungen der jeweils
geltenden Fernsprechordnung sinngemäß anzu-
wenden, die die Bereitstellung geeigneter Räume
für die Einrichtungen, die Kostentragung für
notwendige Schutzmaßnahmen und für Aus-
besserungsarbeiten in Räumen und an Gebäude-
teilen, die Sorgepflicht hinsichtlich Gefährdung
und Störung der Einrichtungen, die Anzeige
über Verlust, Beschädigung und Störung der

Einrichtungen, das Verbot der eigenmächtigen
Änderung der Einrichtungen und die Entrich-
tung der Gebühren zum Gegenstand haben.

Ü b e r t r a g u n g

§ 30. (1) An Stelle des Teilnehmers kann eine
andere Person in das Teilnehmerverhältnis ein-
treten. Das Verlangen nach Übertragung ist bei
dem im § 28 Abs. 1 angegebenen Postamt
schriftlich einzubringen.

(2) Die Übertragung wird wirksam, wenn sich
die Post- und Telegraphenverwaltung dem bis-
herigen und dem neuen Teilnehmer gegenüber
damit schriftlich einverstanden erklärt hat.

B e e n d i g u n g d e s T e i l n e h m e r v e r -
h ä l t n i s s e s

§ 31. (1) Das Teilnehmerverhältnis endigt
durch Kündigung und fristlose Auflösung.

(2) Der Teilnehmer kann das Teilnehmerver-
hältnis jederzeit unter Einhaltung einer Frist
von zwei Wochen kündigen. Er hat die Kün-
digung schriftlich bei dem im § 28 Abs. 1 an-
gegebenen Postamt einzubringen.

(3) Die Post- und Telegraphenverwaltung kann
das Teilnehmerverhältnis jederzeit fristlos auf-
lösen, wenn der Teilnehmer die entsprechende
unbefristete Hauptbewilligung für den betref-
fenden Standort nicht mehr hat, mit der Ent-
richtung von Gebühren trotz Mahnung im
Rückstand ist oder seine Pflichten als Teil-
nehmer gröblich oder wiederholt verletzt oder
wenn die Voraussetzung des § 27 Abs. 1 nicht
mehr gegeben ist. Die fristlose Auflösung hat
schriftlich zu erfolgen.

ABSCHNITT VIII

Schlußbestimmungen

§ 32. (1) Diese Verordnung tritt am 1. März
1966 in Kraft.

(2) Vorher erteilte Rundfunk- und Fernseh-
rundfunk-Bewilligungen und gewährte Ge-
bührenbefreiungen bleiben weiter bestehen,
wenn Bestimmungen dieser Verordnung nicht
entgegenstehen.

Probst
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